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Gesundheitsfürsorge für alte Menschen
Aus einem Vortrag von Dr. Franziska Stengel

In früheren Jahrhunderten war die Fürsorge für alte
Menschen verhältnismäßig gering und nahezu gleich¬
bedeutend mit der Armenpflege . Wohltätigkeitsvereine,
Glaubensgemeinschaften, schließlich Genossenschaften
und später Gemeinden sorgten für Ausgedinge , Armen¬
häuser, „Einleger “

, Pfründen. Seit dem ersten Weltkrieg
hat sich das Durchschnittsalter des Menschen um mehr
als 20 Jahre verlängert , die Bevölkerungszahl ist um
mehr als ein Viertel höher. Der Zuwachs an Menschen
betrifft größtenteils alte Jahrgänge, und nach der heutigen
Lebenserwartung darf man etwa ein Drittel des Lebens
zur Jugend und Berufserlernung, das zweite Drittel für
die Berufsausübung und das dritte Drittel für das eigent¬
liche Alter rechnen. Je mehr Menschen höhere Lebens¬
jahre erreichten , um so selbstverständlicher war der
Gedanke, daß man für das Alter vorzusorgen habe.
Bereits überall auf der ganzen Welt ist diese Vorsorge
von selbst in zwei große Gruppen geteilt : Menschen, die
für ihr Alter durch vorher geleistete Arbeit vorgesorgt
haben, also Rentenbezieher werden, und solche , die aus
irgendwelchen Gründen nicht Vorsorgen konnten und
daher der eigentlichen Fürsorge bedürfen. Die Renten¬
versorgung in Österreich ist nahezu ausschließlich Bun¬
desangelegenheit geworden, wenn man von der kleinen
Anzahl privater Versicherungen absieht. Die Fürsorge
für bedürftige alte Menschen hat seit dem Heimatgesetz
1863 die Heimatgemeinde des österreichischen Staats¬
bürgers , in der modernen Entwicklung die Aufenthalts¬
gemeinde übernommen; aus dem Gedankengang heraus,
daß dasjenige Gemeinwesen, das den Nutzen aus der
Arbeitskraft gezogen hat , auch für das Alter zu sorgen
hat . Mit der Entwicklung dfes sozialen Verpflichtungs-
gedankens trat das Gönnerwesen zurück, die Wohltat
wurde zum Anspruch. Die Bedürftigenfürsorge
selbst hat sich aus der abhelfenden Fürsorge noch
zu einer vorsorgenden Fürsorge und in den letzten
Jahrzehnten sogar zu einer nachhelfenden Fürsorge
weiterentwickelt . Bereits entstandene Notlage aus
öffentlichen Mitteln zu lindern , war bis zur Jahrhundert¬
wende Grundsatz, die planende , vorsorgende Fürsorge,
die von Amts wegen den Übelstand nicht erst aufkommen
zu lassen versucht , hat sich als ökonomischer erwiesen.
Gleiches gilt für die nachhelfende Fürsorge , die dem
Bedürftigen nicht bloß den seelischen Halt einer dauern¬
den Betreuung bietet, sondern auch das Rezidiv des
Notstandes unterbindet. Im allgemeinen kann in Öster¬
reich der Bedürftige zwischen der geschlossenen
Fürsorge , die hauptsächlich in Anstalten gewährt wird,
und der offenen Fürsorge, die sich auf Hauspflege,
Gewährung von Pfründen usw. erstreckt , frei wählen.
Dadurch ist dem Grundgedanken der anerkannten Men¬

schenwürde, nämlich dem freien Willen und der Selbst¬
verantwortung Rechnung getragen. Wohnung, Kleidung,
Nahrung als Grundbedürfnisse sind allen Menschen und
allen Altersgruppen gemeinsam . Kinder und alte Men¬
schen haben jedoch noch Sonderbedürfnisse : Pflege,
Aufsicht , seelische Betreuung. Für Kinder und Jugend
sind eine große Anzahl Institutionen bereits tätig, wäh¬
rend eine gleiche spezielle Trennung für Altersfürsorge
noch nicht durchgedrungen ist.

Eine Trennung ist indes berechtigt : Der alte Organis¬
mus trägt kennzeichnende Unterschiede gegenüber dem
jüngeren ; es sei nur angedeutet : die geringe Wärme¬
produktion, die Wasserarmut der Gewebe, Trägheit der
Stoffwechselvorgänge, herabgesetzte Abwehrkraft gegen
Krankheiten, Neigung zu chronischen und rezidiven
Erkrankungen. Der alte Mensch bedarf daher wärmerer
Kleidung , wärmerer Wohnung , spezieller Medikamente,
spezieller Therapie, besonderer Pflegeart , besonderer
Krankheitseinsicht von seiten des Arztes. Auch die Seele
des alten Menschen ist anders als die junger und ver¬
langt von der Umgebung Verständnis und Einsatz an
Geduld und gutem Willen . Österreich und Wien im
speziellen , das im Bereich der Fürsorge seit Jahrzehnten
Vorbildliches für die ganze Welt geleistet hat , muß mit
dem Problem seiner 1,5 Millionen alter Mitbürger fertig
werden!

Dem Kinde wird aus natürlichem Instinkt Fürsorge
und Schutz zuteil in Form zahlreicher Rechte . Der junge
erwachsene Mensch setzt tatkräftig , finanziell leistungs¬
fähig und vital, seine natürlichen Lebensansprüche durch;
der alte Mensch ist trotz aller sozialen Bereitschaft auch
heute noch in der Familie , aber auch im Staate in der
Defensive . Ist er deshalb als Last im Staate anzusehen?
Wir müssen uns die Mühe nehmen, dieses letzte und
wichtige Lebensdrittel der Menschheit in seinen spezi¬
fischen Vorzügen und spezifischen Lei¬
stungen erst kennenzulernen. Unermüdliche Geduld,
Erfahrung, Erlebnisfülle , praktische Erkenntnisse , Willig¬
keit zu lehren, Systematisierungsgabe, Ordnungssinn
wären Vorzüge, welche die Öffentlichkeit in speziellen
Aufgaben des Alters, also einer Art „zweiten Berufes“
ersprießlich einzusetzen hätte.

Durch die wachsende Zahl seiner Einwohner mußte
Wien zu Anfang des Jahrhunderts eine Zentralaltersfür¬
sorgeanstalt erbauen, die mit einem Fassungsraum von
mehr als 5500 Betten in Lainz heute noch der größte
derartige Betrieb auf der ganzen Welt ist . Lainz ist heute
Durchgangs- und Verteilungsstelle für sämtliche Pfleg¬
linge der geschlossenen Fürsorge . Sie nimmt jährlich
mehr als 5000 Pfleglinge auf und — entläßt mehr als 2000!
Schon längst hat es also nicht mehr den einst gefürch-
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teten Nimbus einer „letzten Station“
, denn diese Ent¬

lassenen sind teils Genesene , teils kehren sie in häusliche
Pflege freiwillig zurück . Wien besitzt neun Altersheime,
von denen die Heime Liesing , Baumgarten, St . Andrä an
der Traisen, Währing und Totzenbach derzeit in Ver¬
wendung stehen . 90 Prozent aller alten Pfleglinge sind
heute behandlungsbedürftig, während es zur Gründungs¬
zeit von Lainz nur etwa 10 Prozent der Insassen waren.
Man kann schrittweise diese Zunahme der Kranken zu
ungunsten gesunder Patienten im Laufe der Jahrzehnte
verfolgen , ein Umstand , der nicht etwa allein auf einen

verschlechterten Gesundheitszustand alter Menschen hin¬
weist , sondern paradoxerweise das Gegenteil beweist:
alle jene Jahrgänge, die früher Seuchen , Gefäßkrank¬
heiten, Karzinomen und sonstigen Erkrankungen zum
Opfer gefallen sind, können heute auf Jahrzehnte hinaus
gerettet werden , auch wenn sie einer Behandlung be¬
dürfen , mit anderen Worten , Tausende von Menschen
erleben heute trotz ihrer Krankheiten, eben weil man sie
behandeln kann , ein höheres Alter. Die Anstalt Lainz ist
daher auch in dieser Hinsicht heute mehr denn je das
größte Krankenhaus Europas. ( Schluß folgt)

Gemeinderatsbeschluß
vom 16 . Juli 1948

Pr . Z . 940 aus 1948.
Änderung des Dienst- und Besoldungsrechtes der Bediensteten

der Stadt Wien ; Vertragsbedienstetenordnung.
Auf Grund des § 89 , lit . a , der Verfassung der Stadt Wien

wird beschlossen:
1. Die Dienstordnung für die Beamten der Bundeshauptstadt

Wien wird mit Wirksamkeit vom 31 . August 1945 gemäß der
Beilage A abgeändert.

2 . Die Gehaltsordnung für die Bediensteten der Bundes¬
hauptstadt Wien wird mit Wirksamkeit vom 1. September 1946
gemäß der Beilage B abgeändert.

Die in der Anlage III zur Gehaltsordnung vorgesehenen, für
die Ruhegenußbemessung anrechenbaren. Zulagen erhöhen sich
ab 1. August 1947 um die Ausgleichszulage von 36 Prozent.

3 . Das Dienst - und Besoldungsrecht der Vertragsbedien¬
steten der Stadt Wien wird durch die Vorschrift über das
Dienst - und Besoldungsrecht der Vertragsbediensteten der
Stadt Wien ( Vertragsbedienstetenordnung) gemäß der Bei¬
lag e C geregelt . Bedienstete, deren Dienstverhältnis gemäß
§ 29 der Vertragsbedienstetenordnung erneuert wird, erhalten
die gemäß § 9 der Vorschrift festgesetzten Bezüge ab 1. Mai
1947. Zu den Bezügen nach § 9 gebühren die jeweils für die
Beamten festgesetzten Teuerungszuschläge.

BEILAGE A
Änderung der Dienstordnung für die Beamten der

Bundeshauptstadt Wien
Im § 2, Abs. ( 1) , hat das Wort „allgemeinen “ zu entfallen.
§ 3 , 1 . Satz , hat zu lauten : „Diese Dienstordnung findet auf

diejenigen bei der Bundeshauptstadt Wien beschäftigten Per¬
sonen Anwendung , welche ihr ausdrücklich unterstellt werden.

“
Im § 11 ist in der Überschrift das Wort „Überreihungen“

durch das Wort „Überstellungen“ und im 2 . Satz das Wort
„Übernahme “ durch das Wort „Überstellung “ zu ersetzen.

Im § 16 , Abs . ( 6) , ist das Wort „definitiven“ zu streichen.
Im § 40 , Abs. ( 3) , 2. Satz ist das Wort „Ansprüche “ durch

das Wort „Anwartschaften“ zu ersetzen.
Dem § 41 ist als Absatz (4) anzufügen:
„ (4) . Soweit der Ruhegenuß 100 S monatlich nicht erreicht,

wird zusätzlich eine laufende Zuwendung im Ausmaße des
Unterschiedes gewährt.

“
Im § 44 , Abs. ( 4) , ist statt „20 % der Ruhegenußbemessungs¬

grundlage “ zu setzen : „20 % des Jahresbetrages der Ruhe¬
genußbemessungsgrundlage.“

Im § 45 , Abs . (2) , ist nach dem Wort „war“ der Beistrich
zu streichen und das Wort „soferne “ durch die Worte „und die
Witwe“ zu ersetzen.

§ 45 . Abs . (3 ) , hat zu lauten:
„ ( 3 ) Wurde die Ehe eines Beamten nach dem vor dem

1. August 1938 in Geltung gestandenen Recht aus seinem Ver¬
schulden geschieden und diese Ehe nachträglich gemäß § 115
des Gesetzes vom 6. Juli 1938, Ges .Bl . f . d . L . Österreich
Nr . 244 , geschieden oder gilt diese Ehe gemäß § 122 dieses
Gesetzes als geschieden , so gebührt der geschiedenen Frau,
wenn sie nicht auf jeden Unterhalt oder auf jeden Versorgungs¬
genuß verzichtet hat und aus einer späteren vom Beamten
geschlossenen Ehe keine anspruchsberechtigte Witwe vor¬
handen ist , eine Zuwendung in der Höhe des Versorgungs¬
genusses .

“
Im § 45 , Abs . ( 7 ) , 2. Satz, haben die Worte „samt allfälligen

Erziehungsbeiträgen“ zu entfallen ; an Stelle des Strichpunktes
ist ein Punkt zu setzen ; der 2 . Halbsatz hat zu entfallen.

Im § 46 , Abs . ( 3 ) , ist statt „Ruhegenußbemessungsgrund-
lage bewilligt werden“ zu setzen „des Ruhegenusses bewilligt
werden, der dem Verstorbenen im Zeitpunkt seines Ablebens
gemäß § 41 gebührt hätte .

“ Als zweiter Satz ist änzufügen:
„ Dies gilt auch , wenn der Beamte im unmittelbaren Zusammen¬
hänge mit einem ohne sein vorsätzliches Verschulden im Dienst
erlittenen Unfälle vor Zuerkennung eines Ruhegenusses ge¬
storben ist und nicht nach Abs. ( 2) ohnehin ein höherer Ver¬
sorgungsgenuß zusteht.

“

Dem § 46 ist als Absatz ( 5 ) anzufügen:
„ ( 5 ) Soweit der Versorgungsgenuß der Witwe 60 S monat¬

lich nicht erreicht, wird zusätzlich eine laufende Zuwendung
im Ausmaße des Unterschiedes gewährt.“

Im § 48 ist statt „ des vierten Teiles der letzten für die Rulie-
genußbemessung anrechenbaren Jahresbezüge des Verstor¬
benen “ zu setzen „ des vierten Teiles des Jahresbetrages der
Ruhegenußbemessungsgrundlage .

“
Im § 49 , Abs . (2) , hat das Wort „elternlose “ zu entfallen.
Im § 50 ist als neuer Abs . ( 2 ) einzufügen:
„ ( 2) Soweit der Erziehungsbeitrag für ein Kind 12 S , für

ein Kind, dessen Mutter verstorben ist oder nach dieser Dienst¬
ordnung nicht im Genuß einer Witwenversorgung steht, 20 S
nicht erreicht, wird zusätzlich eine laufende Zuwendung im
Ausmaße des Unterschiedes gewährt.

“
Die bisherigen Absätze ( 2) und ( 3) erhalten die Bezeichnung

( 3) und ( 4 ) .
Im § 58 ist nach dem Wort „gewählt“ einzuschalten „oder

zum Bezirksvorsteher, Bezirksvorsteher-Stellvertreter , Vor¬
stand eines Fürsorgeamtes oder Stellvertreter des Vorstandes
eines Fürsorgeamtes berufen .

“
Im § 62, Abs . ( 1) , haben die Worte „bis zum Höchstausmaß

von einem Jahr“ zu entfallen . Dem Abs. ( 1) ist folgender Satz
anzufügen : „Der Urlaub soll in der Regel die Dauer eines
Jahres nicht überschreiten.

“
Im § 62 , Abs. ( 2) , ist nach dem Worte „wird“ einzuschalten:

„soweit er nicht ausschließlich oder vorwiegend im öffent¬
lichen Interesse erteilt wurde.

“
Im § 63 , Abs . ( 1) , ist nach dem Worte „ (Landtages) “ ein

Beistrich zu setzen und einzufügen „des Wiener Stadtsenates

Ders. u. lastenaufzüge
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( der Wiener Landesregierung) “ und nach dem Worte „Wiens“
anzufügen „und des Mandates als Bezirksvorsteher. Bezirks¬
vorsteher-Stellvertreter , Vorstand eines Fürsorgeamtes oder
Stellvertreter des Vorstandes eines Fürsorgeamtes.

“
Im § 67, Abs . ( 1) , ist dem' zweiten Satz auzufügen „und einen

Stellvertreter des Vorsitzenden , aus den vom Österreichischen
Gewerkschaftsbund— Gewerkschaft der Gemeindebediensteten
entsandten Mitgliedern einen zweiten Stellvertreter .“

§ 74 , Abs. ( 2) , hat zu lauten:
„ ( 2) Die Geldbuße beträgt höchstens 400 S .

“
ln Absatz (6) ist statt der Worte „Gegen die Geldbuße “ zu

setzen „Gegen eine den Betrag von 30 S übersteigende Geld¬
buße“ .

Dem § 135 ist als Absatz ( 2) anzufügen:
„ (2) Überdies gelten sämtliche Vorschriften dieser Dienst¬

ordnung , soweit im folgenden nichts anderes bestimmt ist , nur
für jene Bediensteten, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der
Dienstordnung in einem öffentlich- rechtlichen Dienstverhältnis
gestanden sind und gemäß § 139 auf einen Dienstposten der
neugebildeten Personalstände übernommen werden.

“
Am Schlüsse des § 136, Abs. ( 2) , ist an Stelle des Punktes

ein Beistrich zu setzen und anzufügen „soweit nicht gesetz¬
liche Vorschriften entgegenstehen.

“
§ 136, Abs . ( 3) , hat zu lauten:
„ ( 3 ) Für die in der Zeit vom 14 . März 1938 bis 27. April 1945

in den Dienst der Stadt Wien oder einer von ihr übernommenen
Dienststelle in das Beamtenverhältnis neu aufgenommenen
oder aus einem ununterbrochenen Vertragsverhältnis in das
Beamtenverhältnis übernommenen Personen gelten hinsichtlich
der vor dem 14 . März 1938 zurückgelegten Vordienstzeiten die
Bestimmungen des § 16 , hinsichtlich der nachher zurückgelegten
Vordienstzeiten und Dienstzeiten die Bestimmungen des
Abs . (2) , Satz 2. Solche Beamte haben , auch wenn ihnen nach
früherem Recht das Definitivum verliehen wurde oder wenn sie
als Beamte auf Lebenszeit berufen wurden, die Rechtsstellung
eines Beamten auf Probezeit gemäß § 17 , Abs. ( l ) .

“
§ 136, Abs. (4) , hat zu lauten:
„ (4 ) Beamte, welche die österreichische Staatsbürgerschaft

nicht besitzen , sind , falls sie nicht gemäß § 139 auf einen
Dienstposten der neugebildeten Personalstände übernommen
werden, gemäß § 70 , Iit . c , beziehungsweise in sinngemäßer
Anwendung dieser Bestimmung , zu kündigen .

“
Im § 138, Abs . (4 ) , ist an Stelle des Punktes ein Beistrich

zu setzen und anzufügen : „falls sie beim Eintritt in den Dienst
der Stadt Wien oder einer von ihr übernommenen Dienststelle
oder in den unmittelbar vorangegangenen Dienst bei einer
anderen Gebietskörperschaft das 40 . Lebensjahr noch nicht
überschritten haben und die sonstigen allgemeinen und beson¬
deren Anstellungserfordernisse( §§ 6 und 10) erfüllen . Unter den
gleichen Voraussetzungen können auch Beamte , welche die
österreichische Staatsbürgerschaft nicht besitzen , unter der
auflösenden Bedingung in die Personalstände übernommen
werden, daß sie binnen der ihnen gestellten angemessenen Frist
die österreichische Staatsbürgerschaft erwerben. Wird die Frist
nicht eingehalten , so gilt das Dienstverhältnis mit Ablauf der
Frist als durch Dienstesentsagungaufgelöst .

“
§ 141 hat zu lauten:
„Alle öffentlichen Bediensteten haben bei der Übernahme

ein Treuegelöbnis gemäß § 15 zu leisten .
“

§ 144, Abs . ( 1) , hat zu lauten:
„ ( 1) Pensionsparteien, deren Ruhe - und Versorgungsgenüsse

nach früherem österreichischem Recht oder nach deutschem
Recht zuerkannt oder bemessen wurden, erhalten, soferne im
folgenden nichts anderes bestimmt ist , ihre Bezüge nach den
Vorschriften der §§ 144 a bis i .

“
§ 144, Abs . ( 2) , hat zu lauten:
„ (2) Neben den Bezügen gemäß Absatz ( l ) werden Familien¬

zulagen nach den jeweils geltenden Bestimmungen der Gehalts¬
ordnung gewährt.

“
§ 144, Abs . (3) , hat zu lauten:
„ ( 3 ) Auf Personen, die nach § 137, Abs . (2) , in den Ruhe¬

stand versetzt werden und auf deren Hinterbliebene finden
die Bestimmungen dieser Dienstordnung und der Gehalts¬
ordnung (§ 32) sinngemäß Anwendung . Dasselbe gilt für die
Empfänger von Hinterbliebenenversorgungsgenüssen gemäß
§ 137, Abs . (4 ) .

“
Im § 144, Abs . ( 4) , ist vor „§ 140, Abs. (2) “

, einzufügen:
„ dem 31 . August 1945 gemäß“

. Als 2. Satz ist anzufügen : „Das
gleiche gilt für die versorgungsberechtigten Hinterbliebenen
von Personen, die nach dem 27 . April 1945 verwendet worden
sind und nach dem 31 . August 1945 vor der Neubildung der
Personalstände (§ 139) gestorben sind , vorausgesetzt , daß keine
Gründe vorliegen, die die Übernahme auf einen Dienstposteuder neugebildeten Personalstände ausgeschlossen hätten : hiebei
gelten die Dienstunfähigkeit oder Vollendung des 65. Lebens¬
jahres nicht als Ausschließungsgrund .

“
Im § 144, Abs. (5) , ist statt „Bestimmungen des Absatzes (2) “

zu setzen . „Bestimmungen der Absätze ( 1) und ( 2) .
“

Nach § 144 ist einzuschalten:
„§ 144 a

( l ) Der Anspruch auf Ruhegenüsse und deren Bemessung
regelt sich hinsichtlich der vor dem 1. Oktober 1938 in den
Ruhestand versetzten Personen nach den vor diesem Tage in
Geltung gestandenen österreichischen Vorschriften in der
Fassung, wie sie im Zeitpunkt der Versetzung in den Ruhe¬
stand in Kraft waren. Nach den gleichen Vorschriften, und zwar
in der am 30. September 1938 in Kraft gestandenen Fassung,
regelt sich der Anspruch auf Ruhegenüsse und deren Bemes¬
sung hinsichtlich der in der Zeit vom 1. Oktober 1938 bis ein¬
schließlich 30 . August 1945 in den Ruhestand versetzten Per¬
sonen.

(2 ) Für den Anspruch auf Versorgungsgenüsse und deren
Bemessung gelten hinsichtlich der Hinterbliebenen der vor dem
1. Oktober 1938 verstorbenen Personen gleichfalls die vor
diesem Tage in Geltung gestandenen österreichischen Vor¬
schriften in der Fassung, wie sie am Tage des Ablebens der
Person, von der sich der Anspruch auf Versorgungsgenüsse' ab¬
leitet, in Kraft waren. § 45, Abs. ( 9) , gilt sinngemäß.

(3 ) Für den Anspruch auf Versorgungsgenüsse gelten hin¬
sichtlich der Hinterbliebenen der im Abs . ( 1) genannten nach
dem 30 . September 1938 verstorbenen Personen die Bestim¬
mungen dieser Dienstordnung ohne die Vorschriften des § 45,Abs. (7 ) ; hinsichtlich der Bemessung der Versorgungsgenüsse
gelten die Bestimmungen der am 30. September 1938 in Kraft
gestandenen österreichischen Vorschriften . Das gleiche gilt
hinsichtlich der Hinterbliebenen der in der Zeit vom 1. Okto¬ber 1938 bis 30. August 1945 im Aktivstand verstorbenenPersonen.

§ 144 b
( 1) War das Dienstverhältnis des in den Ruhestand ver¬setzten oder verstorbenen Bediensteten vor dem . 1 . Okto¬ber 1938 durch die Allgemeine Dienstordnung für die Ange.-stellten der Stadt Wien geregelt , so sind
a) Bezüge , die der Bedienstete erst nach dem 13 . März 1938

erreicht hat oder erreicht hätte , nur insoweit zu berücksich¬
tigen , als eine entsprechendeDienstzeitanrechnungfür die Vor¬
rückung in höhere Bezüge gemäß § 136 bewilligt oder eine
Erhöhung der Bezüge durch eine nach dem 12. März 1938 er¬
folgte Beförderung (Ernennung ) durch das zuständige Organ
anerkannt wird;

b ) nach dem 13 . März 1938 zurückgelegte Dienstzeiten, die
nach § 136 für die Bemessung eines Ruhe - oder Versorgungs¬
genusses nicht angerechnet werden, weder für die Begründung
des Ruhegenußanspruchesnoch für das Ausmaß des Hundert¬
satzes des Ruhegenusses anrechenbar.

Im übrigen haben auf diese Ruhe- und Versorgungsgenüsse
die Bestimmungen des § 144 c Anwendung zu finden.

( 2) War das Dienstverhältnis des in den Ruhestand ver¬setzten oder verstorbenen Bediensteten vor dem 1 . Oktober 1938
durch Vorschriften geregelt, die für die Bediensteten eineranderen öffentlich-rechtlichen Körperschaft erlassen wurden , so
sind die Ruhe- und Versorgungsgenüsse nach der Regelung neu
zu bemessen , die diese andere öffentlich-rechtliche Körperschaft
für die Überleitung ihrer Pensionsparteien in das neue öster-
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reichische Recht erlassen hat. In Ermangelung - einer solchen
Regelung bestimmt der Stadtsenat unter Bedachtnahme auf die
Grundsätze des Absatzes ( 1) die Richtlinien für die Überleitung
solcher Pensionsparteien.

§ 144 c
( 1 ) Die Bezüge der Pensionsparteien sind ohne Rücksicht

auf die mit Wirksamkeit vom 1 . Jänner 1934 verfügte Kürzung
der Bezüge der städtischen Angestellten und Pensionsparteien
zu bemessen.

(2 ) Zu den so geregelten Ruhe- und Versorgungsgenüssen
werden laufende Zuwendungen gewährt.

(3) Die Zuwendung beträgt , wenn der in den Ruhestand
versetzte oder im Dienststand gestorbene Bedienstete entlohnt
war

a) nach dem Gehaltsschema der Verwaltungsangestellten
und Lehrpersonen

BezuescruDDe BezustscruoDe Zuwendune
%

Ia , Ib 1 3
2 26

übrige 39
II a 2 —

3 4
übrige 18

II b alle 12
III .. 13
IV „ 22
V „ 8

VI „ 9
VII „ 14

VIII „ 20
IX „ 53

b) nach dem Gehaltsschema der Angestellten der städtischen
Unternehmungen

9 19
3 4

c ) nach dem Gehaltsschema für die Feuerwehrangestellten
Lohnklasse

Ia
Ib , Ic

II
III

Zuweijduns:

27
22
40 -
20

der Brutto- (Versorgungs-) Genüsse ausschließlich der Familien¬
zulagen.

(4) Ist der Ruhegenuß einschließlich der nach Abs . (3) be¬
rechneten Zuwendung geringer als der Ruhegenuß , den der
Bezugsberechtigte einschließlich der Zuwendung in der nied¬
rigeren Bezugsgruppe (Bezugsklasse, Lohnklasse ) , der er vor¬
her angehort hat , bei Versetzung in den Ruhestand im Zeit¬
punkt seines Aufstieges zu erhalten hätte, so ist der höhere
Betrag zu gewähren. Dies gilt entsprechend für Versorgungs¬
genüsse.

(5) Soweit Ruhe - (Versorgungs- ) Genüsse samt laufender
Zuwendung geringer sind als die nachstehenden Mindestbeträge:

Mindestruhegenuß . 100 S monatlich
Mindestversorgungsgenüsse *

für die Witwe . 60 S monatlich
für jede Vollwaise . 20 S monatlich
für jede Halbwaise . 12 S monatlich

wird zusätzlich eine laufende Zuwendung im Ausmaße des
Unterschiedes gewährt. Versorgungsgenüsse für Witwen und
Waisen dürfen zusammen den Ruhegenuß des Gatten, be¬
ziehungsweise Vaters nicht übersteigen.

§ 144 d
(1) Die Pensionsparteien sind verpflichtet , jede Beschäf¬

tigung in einem öffentlichen Dienstverhältnisder Stelle , die den
Ruhe - oder Versorgungsgenußflüssig zu machen hat (Pensions¬
stelle) , unter Angabe des Dienstgebers, der Art der Beschäf¬
tigung und des daraus fließenden Arbeitseinkommens binnen
vier Wochen nach deren Beginn anzuzeigen . Ebenso sind
wesentliche Änderungen des Arbeitseinkommens anzuzeigen.

Einem öffentlichen Dienstverhältnis ist ein Dienstverhältnis zu
einer Vereinigung , Einrichtung oder - Unternehmung gleich¬
zuhalten , deren gesamtes Kapital sich in öffentlicher Hand be¬
findet . Bei einer Beschäftigung in einem privaten Dienstver¬
hältnis ist diese Anzeige dann zu erstatten , wenn sie vor Voll¬
endung des 60 . Lebensjahres ausgeübt wird.

(2) Pensionsparteien, die Ruhe - oder Versorgungsgenüsse
aus mehr als einem Dienstverhältnisbeziehen , sind verpflichtet,
diese Tatsache jeder Pensionsstelle innerhalb derselben Frist
anzuzeigen.

(3) Kommt die Pensionspartei der Meldepflicht vorsätzlich
oder grobfahrlässig nicht oder nicht fristgerecht nach oder
macht sie wissentlich unrichtige Angaben , so kann der Ruhe¬
oder Versorgungsgenuß nach Beratung mit der Personalver¬
tretung, die im Falle des Bestandes des Dienstverhältnisses
zuständig wäre , auf bestimmte Zeit oder dauernd , ganz oder
teilweise eingestellt werden.

§ 144 e
( 1) Erhält ein Ruhegenußempfänger , auf den die Bestimungen

des § 144 Anwendung finden , Bezüge aus einem öffentlichen
Dienstverhältnis, so finden auf ihn die Bestimmungen des § 54,
Abs . (3) , mit der Maßgabe Anwendung , daß als Einkommens¬
grenze die - Dienstbezüge anzusehen sind , die ihm zukämen,
wenn er unter Zugrundelegung seiner letzten dienst - und be¬
soldungsrechtlichen Stellung in die Gehaltsordnung für die Be¬
diensteten der BundeshauptstadtWien übergeleitetworden wäre.

(2) Witwen, auf welche die Bestimmungen des § 144 An¬
wendung finden , erhalten den Versorgungsgenuß neben Bezügen
aus einem öffentlichen Dienstverhältnis nur insoweit , als ihr
Arbeitseinkommen hinter der Bemessungsgrundlage des Ruhe¬
genusses des verstorbenen Beamten zuzüglich der im § 144 c
vorgesehenen Zuwendung zu diesem Ruhegenuß zurückbleibt.

§ 144 f
Gebührt einer Witwe, auf welche die Bestimmungen des

§ 144 Anwendung finden, auf Grund eines eigenen öffentlichen
Dienstverhältnisses ein laufender Ruhegenuß , so erhält sie
daneben die Witwenversorgung insoweit , als ihr Ruhegenuß
hinter 60 v. H . der für die Bemessung des Ruhegenusses des
verstorbenen Beamten anrechenbar gewesenen Dienstbezüge,
oder, wenn es für die Witwe günstiger ist, hinter dem Ruhe¬
genuß , der dem verstorbenen Gatten im Zeitpunkt seines Ab¬
lebens gebührt hat oder gebührt hätte und der dazu gebührenden
Zuwendung (§ 144 c ) zurückbleibt.

§ 144 g
( 1 ) Bei der Berechnung nach den Bestimmungen der §§ 144 e

und f darf die Einkommensgrenze im Falle des § 144 e , Abs . (1) ,
nicht hinter dem Betrag von 300 S , im Falle des § 144 e,
Abs. (2), von 235 S und im Falle des § 144 f von 180 S Zurück¬
bleiben.

(2) Für die Anwendung der Bestimmungen der §§ 144 e und
144 f ist einem öffentlichen Dienstverhältnis jede Beschäftigung
mit einem Einkommen von mehr als 300 S monatlich bei Ver¬
einigungen , Einrichtungen oder Unternehmungen gleichzuhalten,
deren gesamtes Kapital sich in öffentlicher Hand befindet.

§ 144 h
( 1) Jeder Ruhegenußempfänger ist bis zur Vollendung des

60 . Lebensjahres unter der Voraussetzung der Dienstfähigkeit
verpflichtet, einer Einberufung zur Wiederverwendung ohne
Verzug Folge zu leisten . Kommt er der Einberufung ohne stich¬
hältige Gründe nicht nach , so kann der Ruhegenuß nach Be¬
ratung mit der Personalvertretung, die im Falle des Bestandes
des Dienstverhältnisses zuständig wäre , für die Dauer der
Säumnis eingestellt werden.

(2) Hält sich der Ruhegenußempfänger für dienstunfähig , ist
er verpflichtet, sich über Aufforderung der amtsärztlichen
Untersuchung zu unterziehen. Kommt er dieser Aufforderung
ohne stichhältige Gründe nicht nach , so gilt Abs. ( 1) , 2 . Satz.

§ 144 i
( l ) Zahlungen , die in Anwendung des § 3 des Beamten¬

überleitungsgesetzes, Staatsgesetzblatt Nr . 134/45 , an die Emp¬
fänger von Ruhe - oder Versorgungsgenüssen für die Zeit bis

Sladtbaumeisier ■■■ 1J VI TT Q
und Zimmermeisler 1 XX U \ J LJ \ J XI LJ U LJ XX

Wien XIX« Heiligenstädter Straße 64 ♦ Telephon A18 -108 L

Hoch -, Tief - und
Stahlbetonbau
Holzkonstruktionen
aller Art a 235/26
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31 . August 1946 geleistet wurden , gelten die Ansprüche dieser
Personen bis zu diesem Zeitpunkt ab.

(2) Insoweit die in Anwendung des § 3 des Beamtenüber¬
leitungsgesetzes oder sonstiger Anordnungen in der Zeit vom
1. Mai 1945 bis zur Neubemessung der Ruhe - oder Versorgungs¬
genüsse geleisteten Zahlungen die Ansätze auf Grund der vor¬
stehenden Neuregelung übersteigen, findet eine Hereinbringung
der Unterschiedsbeträge nicht statt .

“
§ 150, Abs . ( 2 ) , hat zu lauten:

„ (2 ) Für Bedienstete im öffentlich -'rechtlichen Dienstver¬
hältnis zur Stadt Wien , einschließlich ihrer Unternehmungen,
die nicht in den Dienststand übernommen werden, gelten die
Bestimmungen dieser Dienstordnung mit der Maßgabe , daß
hinsichtlich des Anspruches auf Ruhe - und Versorgungsgenüsse
und deren Bemessung die Bestimmungen der §§ 144 bis 144 i
Anwendung finden. Die nach diesen Vorschriften bemessenen
Ruhe- und Versorgunsgenüsse dürfen nicht höher sein als sie
wären, wenn der Bedienstete in den Dienststand übernommen
worden wäre .

“
Im § 63, Abs. (2) , § 66, Abs. (2) , § 67 Abs ( 1) . § 84 , Abs. ( 1) ,

§ 85 , Abs . ( l ) , § 87, Abs. ( 1) und (2) , sind die Worte „Gewerk¬
schaft der Gemeindeangestellten “ durch die Worte „Gewerk¬
schaft der Gemeindebediensteten “ zu ersetzen.

Beilage B
Änderung der Gehaltsordnung für die Bediensteten der

Bundeshauptstadt Wien.
§ 2 hat zu lauten:

„ § 2 : Gliederung.
Die einzelnen Bedienstetengruppen werden nach ihrer Ver¬

wendung dem Schema I (Anlage I ) , dem Schema II (Anlage H)
oder dem Schema II L (Anlage II a) zugewiesen.

“
Im § 3 ist nach der Ziffer „5“ ein Beistrich zu setzen und

einzufügen „das Schema II L in 2 .
“

Dem § 6 ist anzufügen:
„ (9 ) Ruhegenußempfänger erhalten Familienzulagen nach

den Bestimmungen der Absätze ( 1) bis (8) .
( 10 ) Waisen , die im Genüsse eines Erziehungsbeitrages

stehen , erhalten bis zur Vollendung des 21 . Lebensjahres einen
Zuschuß im Ausmaß der in Abs. ( 1) festgesetzten Kinderzulage.
Die Abs. ( 2 ) und (8) sind sinngemäß anzuwenden.

“
Im § 9 , Abs. (2) , sind nach den Worten „ die 15 . Gehalts¬

stufe “ ein Beistrich zu setzen und einzufügen „der Bedienstete
der Verwendungsgruppe La oder Lb die 13. Gehaltsstufe“ ,nach den Worten „in der 14 . Gehaltsstufe “ gleichfalls ein Bei¬
strich zu setzen und einzufügen „ in den Verwendungsgruppen
La und Lb in der 13 . Gehaltsstufe “ und nach den Worten
„ (Verwendungsgruppe B — E) “ einzufügen „oder die 11 . Ge¬
haltsstufe (VerwendungsgruppeL a und L b ) “.

Dem § 9 ist als Abs . (4 ) anzufügen:
„ (4) Ein Bediensteter der VerwendungsgruppeL a , der zum

Direktor einer Lehranstalt für hauswirtschaftlicheoder gewerb¬
liche Frauenberufe ernannt wird , erhält eine Erhöhung des
Gehaltes , die je nach Bedeutung und Umfang der Lehranstalt
vom Stadtsenat festgesetzt wird.

“
Der § 10 , Abs. (3) hat zu lauten:
„ (3) Die Überstellung aus dem Schema I in das Schema II ist

nach folgenden Grundsätzen durchzuführen:
a ) Bei der Überstellung in die Verwendungsgruppe E des

Schemas II behält der Bedienstete die im Schema I erreichte
Gehaltsstufe , wenn er in eine der Verwendungsgruppen 3 bis 7
eingereiht war ; er wird um eine Stufe höher gereiht , wenn er
in die Verwendungsgruppe2 , um 2 Stufen höher gereiht, wenn
er in die Verwendungsgruppe 1 eingereiht war . Übersteigt der
Gehalt der so bestimmten Gehaltsstufe der Verwendungs¬
gruppe E den Gehalt in der früheren Verwendungsgruppe um
mehr als 24 S , so wird der Bedienstete in der Verwendungs¬
gruppe E in die Gehaltsstufe eingereiht, die sich aus dem
bisherigen um 24 S erhöhten Gehalt , wenn aber ein solcher
Gehalt nicht vorgesehen ist , aus dem nächsthöheren, in der
VerwendungsgruppeE vorgesehenen Gehalt ergibt.

b ) Bei der Überstellung in die Verwendungsgruppe D oder
in eine höhere Verwendungsgruppe wird der Bedienstete zu¬
nächst in die Verwendungsgruppe D überstellt. In dieser Ver¬
wendungsgruppe behält er die im Schema I erreichte Gehalts¬
stufe , wenn er in eine der Verwendungsgruppen 3 bis 7
eingereiht war und wird um 1 Stufe höher gereiht, wenn er in
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die Verwendungsgruppe1 oder 2 eingereiht war. Übersteigt der
Gehalt der so bestimmten Gehaltsstufe der Verwendungs¬
gruppe D den Gehalt in der früheren Verwendungsgruppe um
mehr als 24 S , so wird der Bedienstete in der Verwendungs¬
gruppe D in die Gehaltsstufe eingereiht , die sich aus dem bis¬
herigen um 24 S erhöhten Gehalt , wenn aber ein solcher Ge¬
halt nicht vorgesehen ist , aus dem nächsthöheren in der
Verwendungsgruppe D vorgesehenen Gehalt ergibt. Aus der
so bestimmten Gehaltsstufe der Verwendungsgruppe D wird der
Bedienstete sodann gemäß Abs. (2 ) in die höhere Verwendungs¬
gruppe überstellt.

c ) Ist der Gehalt , der sich im Schema II ergibt , niedriger als
der im Schema I erreichte Gehalt , so erhält der Bedienstete
eine für die Ruhegenußbemessunganrechenbare, nach Maßgabe
der Erreichung höherer Bezüge einzuziehende Zulage in der
Höhe der Differenz der Gehälter.

“
Im § 18 hat an Stelle von „ § 6 , Abs. (2) , kanji“ zu treten:

„§ 6 , Abs . (2 ) , und der Zuschuß nach § 6 , Abs. ( 10 ) , können “.

Schema II L
Anlage II a

Gehaltsstufe Verwendungsgruppe
L a Lb
Schi Hing

1. . . - 200
2. . 240 212
3. . 256 224
4. . 272 236
5. . 288 248
6. . 304 260
7. . 320 272
8. . 340 284
9. . 370 296

10. . 400 308
11. . 430 ■ -320
12. . 460 332
13. . 490 348
14. . 520 364
15. . 550 380
16. . 580 396
17. . 610 412
18. 428

Der Anlage III ist anzufügen:
Verwendungsgruppe L a

Lehrkräfte mit der Lehrbefähigung für Haupt - oder Mittel¬
schulen oder mittlere kaufmännische Lehranstalten, mit Aus¬
nahme der Lehrer für Leibesübungen 1) ,

2) .
Lehrkräfte für fremde Sprachen mit dem Reifezeugnis einer

Mittelschule und der Lehrbefähigungfür Hauptschulen 1) ,
2) .

Lehrkräfte für den praktischen Unterricht (Zeichen - und
Werkunterricht) mit einer mindestens 7jährigen hochqualifi¬
zierten Praxis, nach Ablegen der Meisterprüfung oder als
Werkmeister oder mit dem Abgangszeugnis der Kunstgewerbe¬
schule oder mit der Reifeprüfung einer Staatsgewerbeschule
oder gleichgestellten Anstalt oder — wenn eine Reifeprüfung
an der Anstalt nicht eingeführt ist — mit dem Abgangszeugnis
einer solchen Anstalt, in allen Fällen mit besonderen Fach¬
kenntnissen und künstlerischen Leistungen 1) ,

3) .
Lehrkräfte für den praktischen Unterricht an der Uhr¬

macherlehrwerkstätte mit besonderer Befähigung und mehr¬
jähriger Praxis oder mit dem Abgangszeugnis einer Fach -,
beziehungsweise Werkmeisterschule und einer ebensolchen
mehrjährigen Praxis 1) ,

3) .
Lehrkräfte für den Fachunterricht an der Meisterinnen-

schule für Damenkleidermachen und der 3jährigen Fachschule
für Damenkleidermachen der städtischenLehranstalt für gewerb¬
liche Frauenberufe sowie an 3klassigen Hauswirtschaftsschulen
mit der Reifeprüfung und der Lehrbefähigung für diese
Schulen 1) ,

3).
Lehrkräfte für Fremdsprachen mit dem Reifezeugnis einer

Mittelschule , Handelsakademie oder Lehrerbildungsanstalt und
mit der Lehrbefähigung für Hauptschulen , die nur zur Erteilung
des Unterrichtes in einer Fremdsprache an Hauptschufen
berechtigt.

Lehrkräfte für den Fachunterricht mit der Lehrbefähigung
für Koch- und Haushaltungsschulenund Frauengewerbeschulen.

*) Sie erhalten nach zwei Dienstjahren, die sie mit dem Höchstgehalt
verbracht haben , eine für die Ruhegenußbemessung anrechenbare Dienst¬
alterszulage von monatlich 30 S.

8) Sie erhalten eine Erhöhung des Gehaltes um 30 S . von der 6. Ge¬
haltsstufe an um 45 S und von der 12. Gehaltsstufe an um 60 S monatlich.

3) Sie erhalten eine Erhöhung des Gehaltes um 30 S . von der 6. Gehalts¬
stufe an um 60 S und voii der 12. Gehaltsstufe an um 90 S monatlich.

Verwendungsgruppe Lb
Lehrkräfte für Fremdsprachen ohne Reifezeugnis mit der

Lehrbefähigung für Hauptschulen 4) .
Der Vergleichspostentabelle (Anlage IV ) zu Bezugsgruppe IX

ist folgende Fußnote anzufügen:
„Der Bedienstete darf in keine niedrigere Gehaltsstufe über¬

geleitet werden, wie wenn er die gesamte am 1. September 1946
anrechenbare Dienstzeit in der VerwendungsgruppeE zurück¬
gelegt hätte.

“
Beilage C

Vorschrift über das Dienst- und Besoldungsrecht der
Vertragsbediensteten der Stadt Wien.

(Vertragsbedienstetenordnung .)
Abschnitt I : Allgemeine Bestimmungen.

§ 1 : Anwendungsbereich.
( 1) Diese Vorschrift findet , soweit nicht Absatz ( 2) etwas

anderes bestimmt, auf Personen Anwendung , mit denen die
Stadt Wien einen Dienstvertrag abschließt.

( 2) Sie findet keine Anwendung
a ) auf Personen, deren Dienstverhältnis oder deren Ent¬

lohnung durch das Gesetz vom 30. Juli 1919, StGBl . Nr. 410
(Gehaltskassengesetz) , oder das Bundesgesetzvom 13 . De¬
zember 1922, BGBl. Nr . 878 (Hausbesorgerordnung) ,
geregelt ist;

b ) auf die Abteilungsärzte in den Wiener Städtischen Kran¬
kenanstalten;

c) auf nebenberufliche Vertragsärzte und Vertragstierärzte;
d ) auf die Lehrkräfte der Musiklehranstalten der Stadt Wien,

der Modeschule der Stadt Wien und der Lehranstalten für
Frauenberufe;

e) auf Land - und Forstarbeiter;
f ) auf Bauarbeiter im Sinne des Bundesgesetzes vom

20. März 1946, BGBl . Nr. 81 (Bauarbeiterurlaubsgesetz) ;
g ) auf Bedienstete des Brauhauses der Stadt Wien , der

städtischen Bäckerei und der städtischen Ankündigungs¬
unternehmung (Gewista) ;

h ) auf Bedienstete, deren Dienst - und Lohnverhältnisse bei
Inkrafttreten dieser Vorschrift nach den Grundsätzen der
Privatwirtschaft geregelt sind ;'

i) auf Saisonarbeiter.

§ 2 : Kollektivverträge.
( 1 ) Werden Gruppen von Vertragsbediensteten durch Ge-

meinderatsbeschlußvon der Anwendung dieser Vorschrift aus¬
genommen , so bleiben die Bestimmungen dieser Vorschrift bis
zu dem Tage rechtsverbindlich, an dem für sie ein Kollektiv¬
vertrag oder eine Satzung im Sinne des Kollektivvertrags¬
gesetzes, BGBl. Nr. 76/47 , rechtswirksam wird.

(2) Werden Gruppen von Vertragsbediensteten durch Ge¬
meinderatsbeschluß der Anwendung dieser Vorschrift unter¬
stellt, so erlöschen die Rechtswirkungen eines für sie geltenden
oder nach 8 13 des Kollektivvertragsgesetzes weiter wirkenden
Kollektivvertrages, einer für sie geltenden Satzung ( § 14 des
Kollektivvertragsgesetzes) oder der sonst für sie geltenden
Bestimmungen in dem Zeitpunkt , in dem für sie die Bestim¬
mungen dieser Vorschrift wirksam werden.

§ 3 : Aufnahme.
( 1) Als Vertragsbedienstete dürfen nur Personen auf¬

genommen werden, bei denen nachstehende Voraussetzungen
zutreffen:

a) die österreichische Staatsbürgerschaft;
b ) das vollendete 18 . Lebensjahr;
c) die volle Handlungsfähigkeit ; Minderjährige können jedoch

mit Zustimmung ihres gesetzlichen Vertreters aufgenom¬
men werden;

d) die allgemeine Eignung für den Dienst , für den sie auf¬
genommen werden, und die Erfüllung der mit besonderen
Vorschriften festgesetzten Bedingungen;

e) einwandfreies Vorleben.
( 2 ) In besonders begründeten Ausnahmefällen kann von den

im Absatz (l ) festgesetzten Voraussetzungen Nachsicht erteilt
werden.

4) Sic erhalten eine Erhöhung des Gehaltes um 20 S , von der 6. Gehalts¬
stufe an uni 30 S und von der 12. Gehaltsstufe an um 40 S monatlich.
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§ 4 : Dienstvertrag.
( 1) Der Dienstvertrag ist schriftlich auszufertigen und von

beiden Teilen zu unterschreiben. Er hat jedenfalls die Bestim¬
mung zu enthalten , daß diese Vorschrift und die dazu erlassenen
Durchführungsbestimmungen in der jeweils geltenden Fassung
auf das Dienstverhältnis Anwendung finden.

( 2) Ein Dienstverhältnis, das auf bestimmte Zeit eingegangen
worden ist , kann auf bestimmte Zeit nur einmal verlängert
werden ; wird das Dienstverhältnis nochmals verlängert, so
wird es von da ab so angesehen, wie wenn es von Anfang an
auf unbestimmte Zeit eingegangen worden wäre . Das Dienst¬
verhältnis gilt als auf bestimmte Zeit eingegangen , wenn es
von vornherein auf die Besorgung einer bestimmten , zeitlich
begrenzten Arbeit oder auf kalendermäßig bestimmte Zeit ab¬
gestellt ist.

( 3) Ein Dienstverhältnis auf Probe kann nur für die Höchst¬
dauer eines Monats eingegangen werden.

§ 5 ; Allgemeine Dienstpflichten und Pflichtenangelobung.
( 1) Der Vertragsbedienstete ist verpflichtet, die ihm über¬

tragenen Arbeiten und Verrichtungen fleißig und gewissenhaft
nach bestem Wissen und Können zu vollziehen . Er hat seinen
Vorgesetzten und Mitbedienstetenmit Achtung zu begegnen , die
dienstlichen Anordnungen der Vorgesetzten zu befolgen , sich
sowohl im Dienste wie außerhalb des Dienstes seiner Stellung
angemessen und ehrenhaft zu betragen. Er hat das Dienst¬
geheimnis , auch nach Ende des Dienstverhältnisses, treu zu
bewahren, die Dienststunden genau einzuhalten , nötigenfalls
seine Tätigkeit auch über die Dienststunden auszudehnen und
vorübergehend, nach Maßgabe seiner Eignung außerhalb des
ihm zugewiesenen Pflichtenkreises andere dienstliche Arbeiten
auszuführen.

( 2) Die für bestimmte Dienstzweige erlassenen Sondervor¬
schriften binden auch die dort verwendeten Vertragsbedien¬
steten.

( 3 ) Der Vertragsbedienstete hat beim Dienstantritt durch
Handschlag zu geloben , daß er die Verfassungen und die Ge¬
setze der Republik Österreich und der Bundeshauptstadt Wien
sowie alle sonstigen Vorschriften unverbrüchlich beachten, die
mit der Anstellung verbundenen Pflichten gewissenhaft und
ohne Ansehung der Person erfüllen und die Dienstverschwiegen¬
heit beobachten wird. Über die Pflichtenangelobung ist eine
Niederschrift aufzunehmen , die der Vertragsbedienstete zu
unterfertigen hat.

§ 6 : Versetzung.
Der Vertragsbedienstete kann an einen anderen Dienstort

versetzt werden. Hiebei ist unter Wahrung der dienstlichen
Interessen und mit Berücksichtigung der persönlichen Ver¬
hältnisse des Bediensteten eine angemessene Übersiedlungsfrist
zu gewähren.

§ 7 : Dienstverhinderung.
( 1) Ist ein Vertragsbediensteter durch Krankheit oder aus

anderen wichtigen Gründen verhindert, seinen Dienst zu ver¬
sehen , so hat er dies ohne Verzug seinem Vorgesetzten an¬
zuzeigen und den Grund der Verhinderungzu bescheinigen.

( 2) Ein wegen Krankheit vom Dienst abwesender Vertrags¬
bediensteter ist verpflichtet, sich auf Anordnung seines Vor¬
gesetzten der amtsärztlichen ( direktionsärztlichen) Unter¬
suchung zu unterziehen.

( 3) Kommt der Vertragsbedienstete, diesen Verpflichtungen
nicht nach , so verliert er für die Dauer der Säumnis den An¬
spruch auf seine Bezüge , es sei denn , er macht glaubhaft , daß
der Erfüllung dieser Verpflichtungen unabwendbare Hinder¬
nisse entgegengestanden sind.

§ 8 : Nebenbeschäftigung.
Der Vertragsbedienstete hat jede erwerbsmäßige Neben¬

beschäftigung seiner Vorgesetzten Dienststelle schriftlich zu
melden.

§ 9 ; Entlohnung.
Die Entlohnung wird durch die Gehaltsordnung mit der Maß¬

gabe geregelt, daß die darin jeweils festgesetzten Gehalts¬
sätze um 6 Prozent erhöht und auf ganze Schillinge auf- oder
abgerundet werden und daß an die Stelle der Bezeichnungen
„Schema I “

, „Schema II“ die Bezeichnungen „Schema III“ ,
„Schema IV“ und an die Stelle der Bezeichnung „Verwendungs¬
gruppe “ die Bezeichnung „Entlohnungsgruppe “ tritt.

§ 10 : Mehrdienstleistungder Vertragsbediensteten.
Hinsichtlich der Anspruchsberechtigung und der Höhe der

Entlohnung für Mehrdienstleistungen und der sonstigen Neben-
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bezüge gelten für die Vertragsbedienstetendie für die Beamten
der Bundeshauptstadt Wien jeweils erlassenen Vorschriften.

§ 11 : Entlohnung der nicht vollbeschäftigten
Vertragsbediensteten. .

Nicht vollbeschäftigteVertragsbediensteteerhalten den ihrer
Arbeitszeit entsprechenden Teil des Monatsentgeltes und der
Familienzulagen.

§ 12 : Nebengebühren.
Für die Reise - und Übersiedlungsgebühren sowie für andere

Nebengebühren (Aufwandsentschädigungen ) gelten , soweit nicht
eine besondere Regelung getroffen wird, die einschlägigen Vor¬
schriften für die Beamten der Bundeshauptstadt Wien sinn¬
gemäß.

§ 13 : Naturalbezüge.
Für die Gewährung von Naturalbezügen gelten die ein¬

schlägigen Vorschriften für die Beamten der Bundeshauptstadt
Wien sinngemäß.

§ 14 : Ansprüche bei Dienstverhinderung.
( 1 ) Ist der Vertragsbedienstete nach Antritt des Dienstes

durch Unfall oder nach 14tägiger Dienstdauer durch Krankheit
an der Dienstleistung verhindert , ohne daß er die Verhinderung
vorsätzlich oder durch grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt hat,
so erhält er bis zu einer Gesamtdauer der Dienstverhinderung
von 26 Wochen die Ergänzung der nach den gesetzlichen Be¬
stimmungen gebührenden Geldleistungen der Sozialversiche¬
rungsträger auf das volle Entgelt und auf die Familienzulagen
mit der Maßgabe , daß diese Ergänzungszahlung 49 Prozent des
Entgelts und der Familienzulagen nicht übersteigt. Der An¬
spruch auf die Ergänzungszahlung verlängert sich um
13 Wochen , wenn die Krankheit die Folge einer Kriegsbeschädi¬
gung oder einer nach den versorgungsrechtlichen Bestim¬
mungen einer solchen gleichgehaltenen Schädigung ist , für die
der Vertragsbedienstete eine Rente , entsprechend einer Min¬
derung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 50 Prozent oder
ein Versehrtengeld, entsprechend einer Versehrtheit mindestens
der Stufe II bezieht. Die gleiche Begünstigung steht dem Ver¬
tragsbediensteten zu , dessen Krankheit die Folge einer im
Kampfe für ein freies demokratisches Österreich erlittenen
Schädigung ist, deretwegen er im Bezüge einer Opferrente
nach § 11 , Abs . ( 1 ) , Z . 1 . des Opferfürsorgegesetzes 1947 unter
Zugrundelegung einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von
mindestens 50 Prozent oder einer Versehrtheit mindestens der
Stufe II steht. Liegt der Rente oder dem Versehrtengeld eine
Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 70 Prozent
oder eine Versehrtheit mindestens der Stufe III zugrunde , so
verlängert sich der Anspruch auf die Ergänzungszahlung um
26 Wochen , der Gesamtanspruch beträgt demnach in diesen
Fällen 52 Wochen.

( 2) Entfällt infolge Anstaltspflege die Verpflichtung zu Geld¬
leistungen der Sozialversicherungsträger, so hat obige Ergän¬
zungszahlung zu entfallen , doch kann in rücksichtswürdigen
Fällen über begründetes Ansuchen ein Teil des Entgeltes
flüssig gemacht werden.

( 3 ) Die in den Absätzen ( 1 ) und ( 2) vorgesehenen Ansprüche
enden , wenn nicht nach Abs . ( 5) etwas anderes bestimmt wird,
jedenfalls mit dem Ende des Dienstverhältnisses.



Seite 8 Amtsblatt der Stadt Wien Nr . 67

(4 ) Tritt innerhalb von sechs Monaten nach Wiederantritt
des Dienstes abermals eine Dienstverhinderung durch Krankheit
oder infolge desselben Unfalles ein, so gilt sie für den Anspruch
auf die Ergänzungszahlung als Fortsetzung der früheren Dienst¬
verhinderung.

(5 ) Bei einer Dienstverhinderung infolge eines Unfalles im
Dienst , den der Bedienstete nicht selbst vorsätzlich oder grob
fahrlässig herbeigeführt hat, kann die Ergänzungszahlung über
die in Abs. ( 1) angegebenen Zeiträume , selbst über das Ende
des Dienstverhältnisses hinaus , ganz oder zum Teil gewährt
werden.

(6) Das Entgelt und die Familienzulagen sind dem Vertrags¬
bediensteten bis zur Dauer eines Monates zu gewähren, wenn
er nach wenigstens einmonatiger Dienstleistung durch andere
wichtige , seine Person betreffende Gründe ohne sein Ver¬
schulden an der Dienstleistung gehindert wird . Hiebei ist das
Entgelt während der ersten zwei Wochen in voller Höhe,
darüber hinaus in der halben Höhe zu gewähren . Abs . (4) findet
sinngemäß Anwendung.

(7) Durch welche Zeit weibliche Vertragsbedienstete vor
und nach ihrer Niederkunft vom Dienst befreit sind , richtet sich
nach den allgemeinen gesetzlichen Vorschriften . Während dieser
Dienstbefreiung erhalten die Vertragsbedienstetenkein Entgelt,
wenn die laufenden Leistungen des Sozialversicherungsträgers
für diese Zeit mit Ausnahme des Stillgeldes die Höhe des vollen
Entgeltes erreichen; ist dies nicht der Fall, so erhalten sie eine
Ergänzung auf das "volle Entgelt. Diese Dienstbefreiung gilt
nicht als Dienstverhinderungim Sinne des Abs . ( 1 ) .

( 8) Hat der Vertragsbedienstete einen Anspruch auf Bezüge
aus einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis , so kommen
ihm die Ansprüche nach Abs. ( 1) und (2) höchstens für die
Dauer von vier Wochen zu.

(9 ) Hat die Dienstverhinderungein Jahr gedauert, so gilt das
Dienstverhältnis jedenfalls mit Ablauf dieser Frist als beendet,
ohne daß es einer Kündigung bedarf. Bei der Berechnung der
Dauer der Dienstverhinderung ist die Bestimmung des Abs . (4)
sinngemäß anzuwenden . Bei Vertragsbediensteten, die einer der
Versehrtenstufen II—IV angehören, eine Opferfürsorgerente
beziehen oder deren Dienstverhinderung die Folge eines Dienst¬
unfalles ist , verlängert sich die Frist von einem Jahr auf
18 Monate.

§ 15 : Vorschuß.
( 1) In besonders rücksichtswürdigen Fällen kann zur Be¬

hebung eines augenblicklichen Notstandes einem Vertrags¬
bediensteten ein unverzinslicher Gehaltsvorschuß bis zur Höhe
des dreifachen Monatsentgeltes gewährt werden ; er ist in
höchstens 18 Monatsraten durch Gehaltsabzug einzubringen.

(2) Solange ein Vorschußrest besteht, darf kein neuer Vor¬
schuß bewilligt werden.

( 3) Zur Deckung eines beim Ableben des Vertrags¬
bediensteten unberichtigten Vorschußrestes können Rückstände
aus Gehalts - oder Gebührenforderungen und die Abfertigung
herangezogen werden.

§ 16 : Vordienstzeiten.
Inwieweit den Vertragsbediensteten die vor der Aufnahme

in das Dienstverhältnis, in einem öffentlichen oder nicht öffent¬
lichen Dienstverhältnis, in einem freien Beruf oder in Aus¬
bildung für den Dienst nach Vollendung des 18 . Lebensjahres
zugebrachte Zeit für das Erlangen höherer Bezüge angerechnet
werden kann , bestimmt der Stadtsenat durch besondere
Vorschrift.

§ 17 : Erholungsurlaub.
( 1 ) Jeder Vertragsbedienstete hat nach vollstreckter sechs¬

monatiger Dienstleistung in jedem Kalenderjahr Anspruch auf
einen Erholungsurlaub unter Fortzahlung des Entgeltes und
der Familienzulagen.

(2) Der Erholungsurlaub beträgt bei einer Dienstzeit
bis zu 5 Jahren . 14 Werktage
von 5 bis 15 Jahren . 21 Werktage
von mehr als 15 Jahren . . . . 28 Werktage

( 3) Unter Dienstzeit im Sinne des Abs. ( 2) ist die Zeit zu
verstehen, die dem Vertragsbediensteten für das Erlangen
höherer Bezüge angerechnet wird, zuzüglich der Zeit , die der
Vertragsbedienstete tatsächlich im Dienst der Stadt Wien
zurückgelegt hat , die aber bei der Überstellung in eine andere
Entlohnungsgruppe für das Vorrücken in höhere Bezüge nicht
angerechnet wurde.

(4) Die Zeit einer Dienstverhinderung aus einem der im
§ 14 , Abs. ( 1 ) . angeführten Gründe wird auf den Urlaub nicht
angerechnet. Durch eine Erkrankung oder einen Unfall während
des Urlaubes wird dieser nicht unterbrochen.

(5 ) Soweit für einzelne Dienststellen (Unternehmungen ) die
Bestimmungen des Angestelltengesetzesanzuwenden sind , wird
das Urlaubsausmaß durch dieses Gesetz bestimmt.

(6 ) Der Erholungsurlaub ist vom Dienststellenleiter nach
Zulässigkeit des Dienstes für die Zeit vom 1 . Mai bis 30. Sep¬
tember festzusetzen und nach Möglichkeit ungeteilt zu ge¬
währen. Urlaubsreste können bis zum 30. April des folgenden
Jahres verbraucht werden. Ein Urlaub , der bis zu diesem Zeit¬
punkt nicht verbraucht wird, verfällt ohne Anspruch auf Geld¬
entschädigung; der Verfall tritt erst am 31 . Dezember ein,
wenn der Urlaub aus Dienstesrücksichtennicht gewährt werden
konnte.

(7) Der Dienststellenleiter ist ermächtigt, über begründetes
Ansuchen einem Bediensteten Urlaub in der Höchstdauer von
drei Tagen im Jahr zu erteilen. Diese Urlaubstage dürfen nicht
an den Erholungsurlaub anschließen.

§ 18 : Abfindung für den Erholungsurlaub.
( 1) Dem Vertragsbediensteten gebührt eine Abfindung, wenn

das Dienstverhältnis vor Verbrauch eines Urlaubes endet. Die
Abfindung beträgt für jede Woche seit Beginn des Kalender¬
jahres, in dem ein Urlaub nicht verbraucht wurde, ein Zweiund-
fünfzigstel des Entgeltes und der Familienzulagen , die dem
Bediensteten während des Urlaubes zugekommen wären , wenn
er den Urlaub in diesem Kalenderjahr verbraucht hätte.

( 2) Die Bestimmungen des ersten Absatzes finden keine An¬
wendung, wenn das Dienstverhältnis gemäß § 14 , Abs. ( 9) , endet.

§ 19 : Verlust des Anspruches auf Urlaub und auf Abfindung.
Der Vertragsbedienstete verliert den Anspruch auf Urlaub

und auf Abfindung, wenn er ohne wichtigen Grund vorzeitig
austritt . Er verliert den Anspruch auf Ürlaub , wenn er aus
seinem Verschulden entlassen wird ; der Anspruch auf Ab¬
findung bleibt ihm in diesem Falle gewahrt.

§ 20 : Personalvertretung.
Hinsichtlich der Vertretung der aus dem Dienstverhältnis

zustehenden Rechte sowie hinsichtlich der Mitwirkung bei der
Regelung von allgemeinen oder bestimmten Einzelangelegen¬
heiten haben die Bestimmungen der Dienstordnung für die
Beamten der Bundeshauptstadt Wien über die Personal¬
vertretung Sinngemäß Anwendung zu finden.

§ 21 : Enden des Dienstverhältnisses.
( 1) Das Dienstverhältnis des Vertragsbediensteten endet,

unbeschadet der Bestimmung des § 14 , Abs. (9) , durch Tod,
Zeitablauf , Kündigung , einverständliche Auflösung , Entlassung
oder Austritt.

( 2 ) Ein Dienstverhältnis auf Probe kann von jedem Ver¬
tragsteil jederzeit gelöst werden.

(3 ) Beim Ausscheiden aus dem Dienstverhältnisse ist dem
Vertragsbediensteten ein schriftliches Zeugnis über die Dauer
und die Art seiner Dienstleistung auszustellen.

§ 22 : Zeitablauf.
Das Dienstverhältnis endet mit dem Ablauf der Zeit , für die
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es eingegangen wurde, oder mit dem Abschluß der Arbeit , auf
die es abgestellt war , wenn es nicht schon früher durch einen
anderen der im § 21 angeführten Gründe oder gemäß § 14,
Abs. (9 ) , sein Ende gefunden hat.

§ 23 : Kündigung.
( 1) Der Dienstgeber kann das Dienstverhältnis schriftlich

kündigen . Vor der Kündigung ist die Stellungnahme der Per¬
sonalvertretung einzuholen.

( 2) Hinsichtlich der Kündigungsbeschränkungen bei weib¬
lichen Vertragsbediensteten vor und nach ihrer Niederkunft
gelten die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen.

§ 24 : Kündigungsfristen.
( 1 ) Die Kündigungsfrist beträgt , soweit nicht durch zwin¬

gende gesetzliche Vorschriften längere Kündigungsfristen vor¬
geschrieben sind , für beide Teile nach einer Dauer des Dienst¬
verhältnisses von

weniger als 6 Monaten . 1 Woche,
6 Monaten . 2 Wochen,
1 Jahr . 1 Monat,
2 Jahren . . 2 Monate,
5 Jahren . 3 Monate,

10 Jahren . 4 Monate.
15 Jahren . 5 Monate.

Sie hat, wenn sie nach Wochen bemessen ist , mit dem Ab¬
lauf einer Woche , wenn sie nach Monaten bemessen ist , mit
dem Ablauf eines Kalendermonates zu enden.

(2 ) Während der Kündigungsfrist sind dem Vertrags¬
bediensteten auf sein Verlangen wöchentlich mindestens acht
Arbeitsstunden zum Aufsuchen eines neuen Dienstpostens ohne
Schmälerung des Entgeltes freizugeben.

§ 25 : Vorzeitige Auflösung des Dienstverhältnisses.
( 1) Das Dienstverhältnis kann , wenn es für bestimmte Zeit

eingegangen wurde, vor Ablauf dieser Zeit , sonst aber ohne
Einhaltung einer Kündigungsfrist von jedem Teil aus wich¬
tigen Gründen gelöst werden.

(2) Ein wichtigerGrund , der den Dienstgeber zur vorzeitigen
Auflösung des Dienstverhältnisses (Entlassung ) berechtigt, liegt
insbesondere vor,

a ) wenn sich nachträglich herausstellt, daß der Vertrags- ,
bedienstete die Aufnahme in das Dienstverhältnis durch
unwahre Angaben , ungültige Urkunden oder durch Ver¬
schweigen von Umständen erschlichen hat, die seine Auf¬
nahme nach den Bestimmungen dieser Vorschrift oder
anderer Vorschriften ausgeschlossen hätten:

b ) wenn der Vertragsbedienstete sich einer besonders
schweren Verletzung der Dienstpflichten oder einer Hand¬
lung oder einer Unterlassung schuldig macht, die ihn des
Vertrauens des Dienstgebers unwürdig erscheinen läßt,
insbesondere wenn er sich Tätlichkeiten oder erhebliche
Ehrverletzungen gegen Vorgesetzte oder Mitbedienstete
zuschulden kommen läßt , oder wenn er sich in seiner
dienstlichen Tätigkeit oder im Zusammenhang damit von
dritten Personen Vorteile zuwenden läßt;

c) wenn der Vertragsbedienstete seinen Dienst in wesent¬
lichen Belangen erheblich vernachlässigt oder ohne einen
wichtigen Hinderungsgrund während einer den Um¬
ständen nach erheblichen Zeit die Dienstleistung unterläßt:

d) wenn der Vertragsbedienstete sich weigert, seine Dienst¬
verrichtungen ordnungsgemäß zu versehen oder sich
dienstlichen Anordnungen seiner Vorgesetzten zu fügen:

e ) wenn der Vertragsbedienstete eine Nebenbeschäftigung
betreibt, die dem Anstand widerstreitet oder die ihn an
der vollständigen oder genauen Erfüllung seiner Dienst¬
pflichten hindert und er diese Beschäftigung trotz Auf¬
forderung nicht aufgibt.

(3) Ist ein strafgerichtliches Urteil gegen einen Vertrags¬
bediensteten ergangen , das nach den bestehenden gesetzlichen
Vorschriften den Verlust jedes öffentlichen Amtes unmittelbar
zur Folge hat , so gilt das Dienstverhältnis mit dem Zeitpunkt
der Rechtskraft des Urteiles als aufgelöst und jeder Anspruch
des Vertragsbediensteten aus dem Dienstvertrag als erloschen.

(4) Das gleiche gilt für den Fall des Verlustes der Staats¬
bürgerschaft, wenn nicht vor dem Verlust die Nachsicht nach
§ 3 , Abs. (2) , erteilt wurde.

(5 ) Ein wichtiger Grund , der den Dienstnehmer zur vor¬
zeitigen Auflösung des Dienstverhältnisses ( Austritt ) berechtigt,
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liegt insbesondere vor, wenn der Vertragsbedienstete zur
Dienstleistung unfähig wird oder die Dienstleistung ohne
Schaden für seine Gesundheit nicht mehr fortsetzen kann.

§ 26 : Abfertigung.
( 1 ) Hat das Dienstverhältnis ununterbrochen drei Jahre

gedauert, so gebührt dem Vertragsbediensteten beim Enden
des Dienstverhältnisses eine Abfertigung . Der Anspruch auf
Abfertigung besteht nicht,

a) wenn das Dienstverhältnisauf bestimmte Zeit eingegangen
wurde und durch Zeitablauf geendet hat:

b ) wenn das Dienstverhältnis vom Dienstnehmer gekündigt
wurde;

c) wenn den Dienstnehmer ein Verschulden an der Kündigung
oder an der Entlassung [ § 25, Abs. (2) 1, trifft:

d ) wenn der Dienstnehmer ohne wichtigen Grund vorzeitig
austritt [ § 25 , Abs. ( 5 ) ] ;

e) wenn das Dienstverhältnis einverständlich aufgelöst wird
untf keine Vereinbarung über eine Abfertigung zustande
kommt , oder wenn der Dienstnehmer aus dem Vertrags¬
dienstverhältnis unmittelbar in ein anderes Vertragsdienst¬
verhältnis zur Stadt Wien zu einer von der Stadt Wien
verwalteten Stiftung , einem Fonds oder einer Anstalt oder
in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis übernommen
wird;

f ) wenn dem Dienstnehmer auf Grund eines öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnisses ein Anspruch auf Ruhe¬
oder Versorgungsgenuß oder auf Abfertigung zusteht.

( 2 ) Weiblichen Vertragsbedienstetengebührt die Abfertigung
auch , wenn sie innerhalb von drei Monaten , nachdem sie sich
verehelicht oder ein lebendes Kind geboren haben, das Dienst¬
verhältnis kündigen.

( 3 ) Die Abfertigung beträgt nach einer Dauer des Dienst¬
verhältnisses von

3 Jahren . das Zweifache,
5 Jahren . das Dreifache,

10 Jahren . das Vierfache,
15 Jahren . das Sechsfache,
20 Jahren . das Neunfache,
25 Jahren . das Zwölffache

des dem Vertragsbediensteten für den letzten Monat des
Dienstverhältnisses gebührenden Monatsentgeltes und der
Familienzulagen.

(4 ) Wird das Dienstverhältnis durch den Tod des Vertrags¬
bediensteten gelöst , so tritt an die Stelle der Abfertigung ein
Sterbekostenbeitrag. Dieser beträgt, wenn das Dienstverhältnis
noch nicht drei Jahre gedauert hat , das Einfache des dem Ver¬
tragsbediensteten für den letzten Monat des Dienstverhältnisses
gebührenden Monatsentgeltes, in allen anderen Fällen die Hälfte
der Abfertigung . Der Sterbekostenbeitrag gebührt nur den
gesetzlichen Erben , zu deren Erhaltung der Erblasser gesetzlich
verpflichtet war . Sind solche gesetzliche Erben nicht vor¬
handen , so kann der Sterbekostenbeitrag ganz oder, zum Teil
den Personen gewährt werden, die erwiesenermaßen die
Begräbniskosten aus eigenen Mitteln bestritten oder den Ver¬
storbenen in seiner letzten Krankheit vor dem Tode gepflegt
haben.
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§ 27 : Sonderverträge.
In Ausnahmefällen können im Dienstvertrag Regelungen

getroffen werden, die von den Bestimmungen dieser Vorschrift
abweichen . Solche Dienstverträge sind als Sonderverträge zu
bezeichnen und bedürfen der Genehmigung des zuständigen
Organs.

AbschnittII : Übergangs- und Schlußbestimmungen.
§ 28.

Diese Vorschrift tritt mit dem auf die Beschlußfassung fol¬
genden Monatsersten in Kraft.

§ 29.
( 1) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Vorschrift beste¬

hende Dienstverhältnisse, die in den Anwendungsbereich der
Vorschrift fallen ( § 1 ) , können nach den Bestimmungen dieser
Vorschrift erneuert werden. Die Erneuerung erfolgt durch den
Abschluß eines schriftlich auszufertigenden Vertrages (§ 4 ).
Gleichzeitig mit dem Abschluß des neuen Vertrages ist die
Übernahme auf einen Dienstposten der neu gebildeten Personal¬
stände nach den Vorschriftendes Beamten -Überleitungsgesetzes,
StGBl . Nr. 134/1945 ( § 7 , im Zusammenhalt mit § 12 ) , vor¬
zunehmen . Bis dahin sind auf das Dienstverhältnis die für das¬
selbe bisher geltenden Bestimmungen weiter anzuwenden.

(2) Ist das Dienstverhältnis nach Maßgabe des ersten Ab¬
satzes erneuert worden, so gilt es als Fortsetzung des unmittel¬
bar vorangehenden Dienstverhältnisses, soweit dieses in die
Zeit nach dem 26. April 1945 fällt . Vordienstzeitenwerden nach
Maßgabe der hiefür geltenden Vorschriften angerechnet.

( 3) Bediensteten, die in einem nicht öffentlich- rechtlichen
Dienstverhältnis zur Stadt Wien einen Anspruch auf einen
Ruhe- oder Versorgungsgenuß erworben haben , bleibt dieser
Anspruch gewahrt. Das Ausmaß des beim Ausscheiden aus dem
Dienst gebührenden Ruhe - oder Versorgungsgenusses richtet
sich nach den für das Dienstverhältnis jeweils geltenden Vor¬
schriften über die Bemessung des Ruhe- oder Versorgungs¬
genusses.

(4) In Fällen , in denen eine Übernahme auf einen Dienst¬
posten der neu gebildeten Personalstände nach Abs. ( 1) nicht
stattfindet , ist das bestehende Dienstverhältnis zu kündigen.
Dabei finden die Bestimmungen dieser Vorschrift über die
Kündigungsfrist und über die Abfertigung sinngemäß Anwen¬
dung . Seit dem 13 . März 1938 im öffentlichen Dienst zurück¬
gelegte Dienstzeiten können für die Bemessung der Kündigungs¬
frist und der Abfertigung ganz oder zum Teil angerechnet
werden.

(5) Erklärt sich der Bedienstete mit der ihm angebotenen
Erneuerung des Vertrages nicht binnen vier Wochen einver¬
standen, so ist das Dienstverhältnis zu kündigen.

§ 30.
( 1) Ergibt sich bei der Erneuerung des Dienstvertrages

gemäß § 29 ein niedrigeres Monatsentgelt als bisher , wobei
Familienzulagen und andere Zulagen nicht in Anschlag zu
bringen sind, so kann dem Bediensteten eine nach Maßgabe
des Erreichens höherer Bezüge einzuziehende Zulage bis zur
Höhe des Unterschiedes gewährt werden.

(2) Eine solche Zulage kann nicht gewährt werden , wenn der
Bedienstete die Grundlage für die Bemessung des letzten

Monatsentgeltes (Vorschusses ) durch eine mit sachlichen
Gründen allein nicht zu rechtfertigende Begünstigung in der
Zeit nach dem 13. März 1938 erreicht hat.

(3) Eine solche Zulage ist ferner dann nicht zu gewähren,
wenn die Grundlage für die Bemessung des Monatsentgeltes im
neuen Dienstvertrag wegen in der Person des Bediensteten ge¬
legener Umstände eine Änderung erfährt.

§ 31.
Weibliche Vertragsbedienstete, die in der Zeit vom 27. April

1945 bis zum Inkrafttreten dieser Vorschrift sich verehelicht
oder ein lebendes Kind geboren haben , erhalten die Abfertigung
nach den Bestimmungen des § 26 , wenn sie innerhalb von drei
Monaten nach dem Inkrafttreten dieser Vorschrift das Dienst¬
verhältnis kündigen.

Flächenwidtnungs - und Bebauungspläne
M .Abt . 18—3067/47
Plan Nr . 1900
Auflegung des Entwurfes einer Abänderung des Flächenwid-
mungs- und Bebauungsplanes im Bereich der Grünanlage „Leo¬

polds-Plateau“ an der Hockegasse im 18. Bezirk
Auf Grund § 2, Abs. 4 , der Bauordnung für Wien wird der

Entwurf in der Zeit vom 23 . August bis zum 7. September 1948
zur öffentlichen Einsicht aufgelegt . Diese kann an allen Wochen¬
tagen in der Zeit von 9 bis 12 Uhr in den Amtsräumen der
M .Abt. 18—Stadtregulierung, Wien 1, Neues Rathaus , Stiege 5,
2. Stock Tür 1, erfolgen . Innerhalb der Auflagefrist können von
den Eigentümern der im Plangebiet gelegenen Liegenschaften
schriftliche Vorstellungen eingebracht werden.

Wien , am 12 . August 1948.
Magistrat der Stadt Wien

Magistratsabteilung 18
Stadtregulierung

M .Abt . 18— 1393/47
Plan Nr. 1910
Auflegung des Entwurfes einer Abänderung des Flächenwid-
mungs- und Bebauungsplanes für das Gebiet zwischen der
Gärtnergasse—Schulgasse . Lastenstraße und Bahngasse in

Atzgersdorf im 25. Bezirk
Auf Grund § 2, Abs. 4 , der Bauordnung für Wien wird der

Entwurf in der Zeit vom 23 . August bis zum 7 . September 1948
zur öffentlichen Einsicht aufgelegt . Diese kann an allen Wochen¬
tagen in der Zeit von 9 bis 12 Uhr in den Amtsräumen der
M .Abt . 18—Stadtregulierung, Wien I , Neues Rathaus , Stiege 5,
2. Stock . Tür 1, erfolgen . Innerhalb der Auflagefrist können von
den Eigentümern der im Plangebiet gelegenen Liegenschaften
schriftliche Vorstellungen eingebracht werden.

Wien , am 12 . August 1948.
Magistrat der Stadt Wien

Magistratsabteilung 18
Stadtregulierung

(ifyaugesellscliciß
H . RELLA 6 CO.
Gegründet 1892 Telephon A 24-5 -65

Zentrale:
Wien VIII. Alberigasse 33

Zweigniederlassungen:
Elsenstadt, Joachimstraße 1, Telephon 74
Graz . Prokopistraße 2, Telephon 72-55
Linz , Sankt Peter 61, Telephon 3-88-37
Salzburg, Siegmund Haffner -Gasse 3 , Tel. 1124

Hochbau, Tiefbau . Wasserhraiianlagen , Industriebauten,
Slrafienbauien

A 241/6
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Gewerbeanmeldungen
eingelangt in der Zeit vom 3 . bis 9. August 1948 in der M . Abt . 63,

Qewerberegister. (Tag der Anmeldung in Klammern .)
1 . Bezirk:

Beck Hermine geb . Thallmeier , Färber - und Chemischreiniger¬
gewerbe, eingeschränkt auf das Bügeln und Detachieren,
Schulerstraße 22 ( 21 . 6. 1948) . — Cecrnan Anna , Großhandel
mit Klebestoffen , Bauernmarkt 24/111/30 ( 22 . 6 . 1948) . — Dahlen
Karl . Großhandel mit Wein , beschränkt auf . die büromäßige
Tätigkeit und den Betrieb eines Auslieferungslagers, Marc
Aurel-Straße 3/21 —24 (2. 6. 1948) . — Edthofer Katharina,
Damenschneidergewerbe, Gonzagagasse 13/IV/13 ( 12 . 7 . 1948) .— Fahrer Max , Einzelhandel mit Parfümerie- und Toilette¬
artikeln, Wasch- und Putzmitteln sowie Haushaltungsartikeln,
Rotenturmstraße 29 ( 18. 5 . 1948) . — Grasy Maria Karolina geb.
Stefan , Schönheitspflege mit Ausschluß jeder heilkundlichen
Verrichtung, Rotenturmstraße 29 ( 9 . 6 . 1948) , — Kämmerer
Hubertus, Großhandel mit Textilwaren aller Art , Strick- und
Wirkwaren, Gonzagagasse 15/1II/8 (8 . 7 . 1948) . — Körber Josef,
Erzeugung von Trockenaspik, Fichtegasse 5/I/'4a ( 24. 6 . 1948) .
— Metzky Witburg, Großhandel mit Trockeninsekten unter
Ausschluß von trockenen Futterinsekten. Daphinen , Ameisen¬
eiern und Weißwürmern sowie Großhandel mit getrockneten
Pflanzen und Sammelutensilien , Stubenring 16/11 ( 14 . 5 . 1948) .
— Michalik Paul . Handel mit Textilwaren aller Art sowie
Strick- , Wirk- und Kurzwaren, Franz Josefs -Kai 43 , Gassenlokal
( 18. 5. 1948) . — Reich Hedwig Josefine geb . Wildner , Klein¬
handel mit Schuhen , Burgring 1, Gassenlokal ( 18 . 6. 1948) .

2. Bezirk:
Brachtl Ludwig , gewerbsmäßiges Zertrennen von Plachen,

Zeltplanen , Säcken und anderen Textilien , sofern sie nicht als
Bekleidungsstücke anzusehen sind , unter Ausschluß der Füh¬
rung eines Handwerksbetriebes, Hollandstraße 2/49 ( 25. 5 . 1948) .
— Druskovic Franz, Herrenschneidergewerbe, beschränkt auf
die Durchführung von Reparaturen, Obere Donaustraße 63,3/P/ll
( 27 . 2. 1948) . — Knodenbauer Johann , Friseurgewerbe, Wittels¬
bachstraße 3 , Gassenlokal (20 . 5 . 1948) . — Reitschmidt Karoline
geb . Treitler, Einzelhandel mit Papier- und Spielwaren sowie
mit Luftballons , Prater , auf der Zufahrtsstraße vor der Looping¬
bahn ( 19 . 7 . 1948) . — Seikora Katharina geb . Einsiedl , Markt¬
fahrergewerbe, beschränkt auf den Kleinhandel mit Kanditen,
Zuckerwaren und Papierwaren (ausgenommen Horoskope.
Glücksnummern ) , Novaragasse 39/III/9 ( 15 . 7. 1948) . — Tatzel
Margarete, Friseurgewerbe, Große Sperlgasse 37a ( 26. 7 . 1948) .
— Tibor Robert, Handelsagentur. Taborstraße 12 ( 14 . 7 . 1948) .
— Unger Ferdinand, Damenschneidergewerbe, Taborstraße 57,
II/-/2 (26 . 7 . 1948) . — Winkler Josef , Handel mit Briefmarken
und philatelistischen Bedarfsartikeln, Ybbsstraße 28/1/19
( 17 . 7. 1948) . — Wolm Wilhelm , Glasbläsergewerbe, Franz
Hochedlinger - Gasse 25/ -/1 ( 29. 7 . 1948) .

3 . Bezirk:
Arslanian Aram , Beton - und Kunststeinherstellergewerbe, einge¬

schränkt auf die Herstellung von Kunststein nach einem am 29 . Ok¬
tober 1947 zum Patent angemeldeten Verfahren , und die Erzeu¬
gung von Fliesen , Platten und Buchstaben aus diesem Kunststein
mit Ausschluß jeder Grabsteinerzeugung, Weißgerber Lände 26
( 30. 3 . 1948) . — Freissler Johann , Binnengroßhandel mit Lebens¬
und Genußmitteln , ausschließlich landwirtschaftlichenProdukten
und Wein und Spirituosen , Untere Weißgerber-Straße 37
(8. 7 . 1948) . — Fuchs Michael , Uhrmachergewerbe, Steingasse 8
( 30. 7 . 1948) . — Meissl Rudolf , Fleischergewerbe, Göschlgasse 3
( 29. 7 . 1948) . — Lilly Merchandising Co„ Komm.- Ges ., Ein- und
Ausfuhrhandel mit Textilien , Glas , Porzellan und keramischen
Erzeugnissen, Lederwaren und Schuhen , Galanterie- und Bijou¬
teriewaren , Spielwaren, Papier- und Kartonagewaren, Holz¬
waren und Möbeln , Büroartikeln , Ungargasse 4 ( 19 . 12 . 1947) . —
Minarik Leopold , Kleinhandel mit heißen und kalten Wurstwaren
mit und ohne Zutaten ( Kren , Senf , eingelegten Gurken und Pap¬
rika ) , Brot und Gebäck , Kanditen , Obst und alkoholfreien,
Getränken (ausgenommen Milchprodukte ) . Rennweg -Ecke
Fasangasse, auf der Ungarbrücke der Verbindungsbahn -Ecke
gegenüber dem Cafe „Aspang“

, Bahngrund ( Verkaufsstand)
( 13 . 7 . 1948) . - — Peter Karl , Pferdelastenfuhrwerksgewerbe
Rundweg 2153a ( 14. 6 . 1948) . — Prem Liselotte geb . Rufi
Großhandel mit Papier- und Schreibwaren, Paracelsusgasse 9
( 1. 7. 1948) . — Reinhart Raimund , Kleinhandel mit Parfümerie- ,
Haushaltungs - und Photoartikeln mit Ausnahme des Verkaufes
der an den großen Befähigungsnachweis gebundenen Waren,
Löwengasse 51 ( 15 . 7 . 1948) . — Sikora Franz, Pferdelastenfuhr¬
werksgewerbe, Untere Viaduktgasse 1 (4 . 5. 1946) . — Wagner,

Bewadionosdienst Helwig & Co.
iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiii

Wien VII, Siebensterngasse 16

Telephon B 36 - 3 - 36 , B 36 - 3 - 39

Bewachungen alle/ ' Arft
in Wien und Provinz

A 230/35

Ing. Friedrich, Erzeugung von Gegenständen aus Papiermache
und von Papierblumen, Löwengasse 47 ( 28 . 7 . 1948) . — Weisz
Hans Eduard, Handelsvertretung für Textil- , Leder- , Galanterie - ,
Kurz- und Papierwaren , Kundmanngasse 13/16 ( 23 . 7 . 1948) . —
Zwinnert Elisabeth geb . Koutny , Damenschneidergewerbe,
Rechte Bahngasse 28/2 ( 28 . 7 . 1948) .

4 . Bezirk:
Winder & Co ., Tiefgefriergesellschaft , O . H . G . , Großhandel

mit tiefgekühlten Nahrungs - und Genußmitteln , Schleifmühl¬
gasse 12 ( 23 . 9 . 1947) .

6. Bezirk:
Distier Hans , O . H . G . , Großhandel mit Rohmaterialien zur

Bürsten- und Pinselerzeugung, Haydngasse 14 ( 6 . 7 . 1948) . —
Draxler Jakob , Technisches Büro für Tonfilmtechnik (Kino¬
technik ) , beschränkt auf die Beratung, Projektierung und Revi¬
sion aller technischen Einrichtungen für die Tonfilmtechnik,
Gumpendorfer Straße 63 (24. 5 . 1948) . — Hauser Marianne,
Damenschneiderhandwerk, Mollardgasse 23 ( 28 . 7 . 1948) . —
Ivellio-Vellin, Ing. Egon , Mechanikerhandwerk , eingeschränkt
auf die Reparatur von Büromaschinen und die Erzeugung von
Bestandteilen derselben, Gumpendorfer Straße 8 (22 . 7 . 1948) . —
Jurik Josef , Herrenschneidergewerbe, Magdalenenstraße 15/12
( 27 . 7 . 1948) . — Kaisler Rudolf Josef , Herrenschneiderhandwerk,
Stumpergasse 16/11/33 ( 14 . 6 . 1948) . — Schmidt , Dipl .-Kfm.
Rudolf, Obernahmsstelle für Wäschereien, Esterhäzygasse 20
(26 . 3. 1948) . — Steyrecker K . & Weinberger R . , O . H . G .,
fabrikmäßige Erzeugung von Ledergalanteriewaren, Maria¬
hilfer Straße 101 (29 . 6. 1948) . — Vogelnik Franz, Tischlerhand¬
werk, Webgasse 14 ( 22. 7 . 1948).

7 . Bezirk:
Bittner Maria Josefa geb. Kille , Schreibbüro, Westbahn¬

straße 31 ( 25. 5 . 1948) . — „Hela- co “ Warenimport Ges . m . b . H„
Ein- und Ausfuhrhandel mit Rohmaterialien aller Art , Textil¬
waren, Lebensmitteln und Maschinen , Bandgasse 2 ( 17 . 4 . 1948 ) .
— Homolka Karl Franz, Alleininhaber der Fa . Karl F . Homolka,
Kommissionswarenhandel mit chemisch - technischen Produkten
und Galanteriewaren Mariahilfer Straße 62 ( 10 . 5 . 1948) . —
Kepka Karl , Pressephotographie, Zieglergasse 68/12 ( 5 . 6 . 1948 ) .
— Kunst Karl , als Gesellschafter der offenen Handelsgesell¬
schaft „Kunst J . & Sohn“

, Juwelier- und Goldschmiedehand¬
werk, Mariahilfer Straße 62 ( 14 . 5. 1948) . — Lassnigg-Meindl
Hildegarde geb . Meindl, Ausfuhrhandel mit Silber - und Bijouterie¬
waren, Burggasse 3 ( 1 . 4 . 1948) , — Ungerböck Walter , Klein¬
handel mit Nahrungs - und Genußmitteln , LerchenfelderStraße 55
( 15 . 7 . 1948) . — Zbhetmayer Hermine geb . Schwach, Feilbieten
von heimischem Geflügel im Umherziehen von Haus zu Haus
oder auf der Straße, Halbgasse 18 ( 8 . 7 . 1948) .

8 . Bezirk:
Essigmann Karl , Malergewerbe, Lerchenfelder Straße 78/80

( 27. 7 . 1948) . — Ferth Friedrich , Malergewerbe, Hernalser
Gürtel 18 ( 29 . 7 . 1948) . — Gaberle Josef , Alleininhaber der pro¬
tokollierten Firma „ Josef Gaberle & Co .

“
, Großhandel mit Holz,

Alser Straße 55 ( 16. 3 . 1948) . — Pustelnik, Dr . Leodegar, Klein¬
handel mit Sportartikeln, Haltungsartikeln und Pflegeartikeln
für Tiere Laudongasse 25/6 ( 6. 7 . 1948) . — Stierschneider
Eduard, Herrenschneidergewerbe, Wickenburggasse 15/5 ( 16 . 7.
1948) . — Thurner Rudolf , Feilbieten im Umherziehen gern . § 60
der GO . mit heimischen Naturblumen , Laudongasse 57/12 ( 29 . 6.
1948) .



V. b . b.

SPEZIALBAU UNTERNEHMUNG
für Fabrikschornsteinbau und
Einmauerung von Dampfkesseln

LGussenbauer & Sohn
a 223/13 Wien IV , Karolinengasse 17 . Tel . U 45 -3 -82

Htal &heftn
Eirecle

GRAPHISCHER
GROSSBETRIEB
WIEN , VII.,SEIDENGASSE 3 - 11
TElEPHONi B 38 -5 -25 SERIE

BUCH - U. ZEITUNGSDRUCK , OFFSETDRUCK
WERTPAPIERDRUCK, NOTENSTICH , NOTEN-
AUTOGRAPH1E , MUSIKALIENDRUCK,
PHOTOLITHOGRAPHIE , CHEMIGRAPHIE

Amtsblatt der Stadt Wien Nr . 67

Einzelexemplare sind ausschließlich im Drucksorten¬
verlag der städtischen Hauptkasse. I, Neues Rat¬
haus . Stiege 7, Halbstock, und in der Rathaustrafik

erhältlich.

Dipl . Ing . FRANZ KATLEIN
Zivilingenieur und Baumeister

WIEN VII/62 , Siebensterngasse 42^ )

Hoch -, Tief - und Eisenbetonbauten
BAGGERARBEITEN

A 159/6

Wir laden Sie ein

unsere

Beratungsstelle
Wien VI , Mariahilfer Straße 41

zu besuchen

B 22 2 50

Wiener Elektrizitätswerke

A 84

GEMEINDE WIEN
STÄDTISCHE BESTATTUNG

Zentrale : Wien IV, Goldeggasse 19 , Telephon U 40 - 5 - 20
Tag - und Nachtdienst — 41 Filialen In Wien und Umgebung stehen zur unverbindlichen Beratung zur Verfügung

Herausgeber, Eigentümer und Verleger: Die Stadt Wien . — Verantwortlicher Redakteur: Wilhelm Adame tz, Wien I.
Neues Rathaus. — Druck : Druck - und Verlagsanstalt „Vorwärts“

, Wien V , Rechte Wienzeile 97
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